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NICHT W IEDER DIE KLEINEN PLAG EN.

Re ichtums teue r -  
Initiative

Die von der Sozialdem okratischen Parte i der Schw eiz und Gewerk­
schaftern gestartete Volks initiative w ill das Z ie l der gerechten B e­
steuerung m it d rei M itteln erre ichen: K leinverd iener sollen  entlastet 
werden; Reiche werden sch ärfer besteuert; der unglaubliche S teuer­
w ir rw a rr  in den 25 Kantonen muss verschwinden. Konkret he isst das: 
W er weniger als 40’ 000 Franken verd ient, w ird  keine direkte Bundes­
steuer (W ehrsteuer) m ehr bezahlen. W er unter dem Existenzminimum 
leben muss, ist ganz s teu erfre i. W er mehr als 100'000 Franken E in­
kommen hat, so ll so v ie l Steuern zahlen, w ie das heute schon in den 
Kantonen Zürich, Bern und Genf üblich ist. Die bisherigen Steuerunter­
schiede in den Kantonen, die nur den reichen Steuerflüchtlingen nützen, 
werden abgebaut.
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1 . Die Initiative in Kürze

Nicht w ieder die Kleinen plagen. . .

Es geht einfach nicht an, einen V ater, dessen Lohn für die Existenz 
seiner Fam ilie  gerade ausreicht, auch noch m it hohen Steuern zu be­
lasten. Man bedenke: 40'000 Franken sind in den Städten w en iger w ert 
a ls  auf dem Land. Untere Einkommen sollen  deshalb keine direkte Bundes­
steuer m ehr entrichten müssen. Jene, die unter dem Existenzminimum 
leben müssen, werden nach Annahme der In itiative ganz s teu erfre i bleiben. 
Die Reichtumsteuer bringt die längst fä lligen  Steuererleichterung für die 
k leineren Einkommen.

. . . während die Grossen ungeschoren davonkommen

Die Schw eiz ist ein Steuerparadies fü r Reiche (siehe Tabelle  2). A b er 
g le ich ze itig  hat s ie  M illiardenschulden. Statt die Kleinen w ieder m it 
neuen Steuern plagen, sollen  zunächst einm al die zahlen, die w eit mehr 
Geld als der Durchschnittsverdiener kassieren. Die Schweiz ist auch so 
im V erg le ich  m it dem Ausland noch günstig (s iehe Tabelle  9 ). Die Reich­
tumsteuerinitiative der S P  Schweiz bringt in Bund und Kantonen die schon 
längst fä llig e  bessere Besteuerung hoher Einkommen (siehe Tabelle  2).

W eg m it dem S teuerw irrw arr'.

Unglaublich ist heute das Durcheinander bei der Besteuerung in den 
Kantonen und Gemeinden (siehe Tabelle  3). Für manchen fä llt es schw er, 
den W eg durch die unterschiedlichen S teuergesetze zu finden. D ieser 
W irrw a rr  nützt vor allem  den Steuerflüchtlingen. Die Reichtumsteuer 
schafft Ordnung und bringt auch m ehr Gerechtigkeit in die S teuergesetze 
von Kantonen und Gemeinden.
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2. Erläuterung des Initiativtextes

a ) W ie die_Rej.chtumsteuerinitiative zustande kam

M ehrere Parteitage der S P  Schweiz haben sich auf e idgenössischer Ebene 
m it der Reichtumsteuer beschäftigt: jene von 1968, 1970, 1971 und 1972.
Am  B ie ler Parteitag vom Juni 1973 lagen Anträge des P a rte i Vorstandes 
vo r . Die Sozialdem okraten aus Baselland unterbreiteten dazu einen Gegen­
vorsch lag. W eitere  Anträge kamen in der mehrstündigen Diskussion hinzu. 
Dann beschloss d ieser Parteitag die Grundzüge der Reichtum steuer-Initiative. 
E r verlangte w e te r, dass im Oktober 1973 m it der Unterschriftensammlung 
begonnen werden könne. In d er Zw ischenzeit berein igte eine Arbeitsgruppe 
der S P  Schweiz m it V ertretern  des Parteivoräandes und Verfechtern  des 
B aselb ieter Gegenmodells die D etails. Nach e iner Parteivorstandssitzung 
Ende Septem ber fand am 23. Oktober m it e iner stark beachteten P res s e ­
konferenz der Auftakt zur Unterschriftensammlung statt. Am  27. Juni 1974 
-  acht Monate später -  wurde die Initiative m it 80'190 gültigen Unter­
schriften  bei d er Bundeskanzlei e ingereicht.

b) Der Gewerks chaftsbund unterstützt die Re ic htu ms teue r  ini t iati ve

Am 27. Oktober hat sich auch der ausserordentliche Kongress des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes in Bern m it der Reichtum steuerini­
tiative befasst und beschlossen, das Volksbegehren zu unterstützen.

c) Dj.e_02enhei_ten_der_2nU2aUve

Beim Volksbegehren der S P  Schweiz handelt es sich um einen ausformulierten 
V erfassungsartikel. D er T ex t trägt dem schweizerischen Föderalism us Rech­
nung, e r  verm eidet zuviel Zentralism us. Entgegen den b isher auf Bundes­
ebene angenommenen Harmonisierungsbestimmungen beschränkt sich die 
S P -In it ia tive  nicht auf die fo rm elle  Harmonisierung (Angleichung der V e r ­
anlagungsbestimmung). S ie  fordert neben e iner teilweisen m ateriellen  Har­
monisierung (Angleichung der S teu erta rife ) auch die Reichtumssteuer für 
hohe Einkommen und bringt die Entlastung der Kleinen und damit ein altes 
soz ia les  Anliegen besser zur Geltung.

d) Ueber^an^_^erec|e_lt_

Die Initiative ist in d re i Abschnitte unterteilt: In einem neuen A rtikel 
41quater der Bundesverfassung werden die direkten Bundessteuern einerseits  
und jene der Kantone und Gemeinden -  gemäss kantonalem Recht -  anderseits 
im Sinne der Absichten der Initianten neu gerege lt. A rtik e l 8 der U eber- 
gangsbestimmungen in der Bundesverfassung erm öglicht eine übergangsmässige 
Anpassung der heutigen Bestimmung an den Inhalt der In itia tive. Die Inkraft­
setzung kann gesta ffe lt e rfo lgen . Damit w ird  gew ährleistet, dass die A n lie ­
gen der In itiative auch bei Verzögerungen in der Gesetzgebung zum Tragen  
kommen können.
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Im ersten  Absatz hält die Initiative die Grundlagen der direkten Besteuerung
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fest. Der zweite Absatz bringt die sogenannte fo rm elle  Harmonisierung des 
Steuerrechts für Bund, Kantone und Gemeinden. Damit können die Steuern 
endlich in der ganzen Schw eiz m iteinander verg lichen  werden. M it dem 
dritten Absatz nehm man darauf Rücksicht, dass nicht a lle  Kantone ihren 
Gemeinden fü r die Gestaltung des Geme indesteuer rechts die gleichen Kom pe­
tenzen einräumen. In diese Hoheit der Kantone wollte  man nicht e ingreifen . 
Deshalb werden auch nur die von Kanton und Gemeinde insgesamt zu e r ­
hebenden Steuersätze genannt. V ö llig  neu ist in d er In itiative, dass Leute, 
die m it dem Existenzminimum leben müssen, nicht nur von der Bundes-, 
sondern auch von der Kantons- und Gemeindesteuer zu befreien  sind. Auch

National rat Dr. Andreas G erw ig (B ase l) 
National rat Jean Riesen (F lam att)
Nationalrat Dr. Hans Schmid (S t. Gallen) 
Christoph Stein lin (M uri bei Bern)
National rat Dr. Otto Stich (Dörnach) 
Nationalrätin Dr. L ilian  Uchtenhagen (Zü rich ) 
P e te r  W aldner (Binningen)
Nationalrat D id ier W y le r  (Lugano)
P ie r r e  W yss-Chodat (P e t it  Lancy)

die kleinen Verm ögen bleiben s teu erfre i. Dagegen w ird  der S teuersatz bei
hohen Einkommen p rogress iv  erhöht. D er v ie rte  Absatz rege lt die direkte Auskünfte und Informationsmaterial können auch
Bundessteuer, welche die sogenannte W ehrsteuer ablösen so ll. H ier fä llt bei folgender Ad resse  eingeholt werden:
neben der ebenfalls verstärkten Progress ion  auf, dass die Einkommen unter
40*000 Franken vom Bund nicht mehr besteuert werden können. Für Ein­ Aktion Reichtumsteuer
kommen über 100'000 Franken schreibt der Bund den Kantonen bestimmte Postfach 4090
M indeststeuersätze vor . Damit die Reichen nicht in einen Kanton ausweichen, 3001 Bern
der diesen Bundesvorschriften nicht nachkommt, bestimmt die In itiative, 
dass der Bund jene Steuern abschöpft, die entgegen den Bestimmungen der PC  30-565

Reichtumsteuer nicht erhoben werden. Tele fon  031/24 64 06

e ) Keine neue Verteilung

Die Reichtum steuerinitiative w ill keine grundsätzlich neue Verteilung der
S teuererträge  auf Bund und Kantone einführen. Die in der Initiative aufge­
führten Anteile entsprechen etwa der heutigen Regelung. Die Initianten sind
der Meinung, dass eine Neuverteilung nicht über eine S teuerre form , sondern
über eine neue Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen gerege lt werden
m üsste. _

f )  Besitzstand der Kantone bleibt gewahrt

Die In itiative hält im fünften Absatz fes t, dass neu nur noch der Bund die
Kompetenz zur Besteuerung d er juristischen Personen hat. Damit soll eine
m ögliche Verfälschung des W ettbewerbs durch die Standortwahl (Steueroasen),
ausgeschaltet werden. Da den Kantonen aber mindestens zw ei Drittel des
E rtrages zugewiesen werden, kann bei den Einnahmen der heutigen B esitz­
stand gewahrt werden. In der nachfolgenden Gesetzgebung bedarf dann der
Finanzausgleich noch eine nähere Ausgestaltung. D er Bund kann allerd ings
einzelne Kategorien (z .B .  Stiftungen) den Kantonen zu r Besteuerung zuweisen.

Die Initianten

National rat D r. Arthur Schmid (Oberentfelden)
Nationalrat E zio  Canonica (D ietikon), Präsident des Schweizerischen G e-
we rks chaf ts bu ndes
Ständerat P ie rre  Aubert (L a  Chaux-de-Fonds)
National rat G ilbert Baechtold (Lausanne)
National rat Dr. Heinz Bratschi (Bern )



Eidgenössische Volksinitiative
(Reichtumsteuer-Initiative)

— zur Steuerharmonisierung,
— zur stärkeren Besteuerung des Reichtums
— und zur Entlastung der unteren Einkommen.
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Gestützt auf Artikel 121 der Bundesverfassung reichen 
die Unterzeichneten Schweizerbürger die folgende 
Verfassungsinitiative in Form eines ausgearbeiteten 
Entwurfes ein:

I .

Die Bundesverfassung wird durch die folgende Be­
stimmung ergänzt:

A rtikel 41quater (neu)
1 Die Besteuerung des Einkommens und Vermögens 
erfolgt:
a. durch direkte Steuern der Kantone und Gemeinden 

vom Einkommen und vom Vermögen der natür­
lichen Personen sowie derjenigen juristischen Per­
sonen, welche die Bundesgesetzgebung der Be­
steuerung durch Kantone und Gemeinden über­
lässt;

b. durch eine direkte Bundessteuer vom Einkommen 
der natürlichen Personen. Der Bund sorgt dafür, 
dass Einkommen über 100 000 Franken in der ganzen 
Schweiz einer einheitlichen Mindestbelastung un­
terliegen;

c. durch eine direkte Bundessteuer vom Reinertrag, 
vom Kapital und von den Reserven der juristischen 
Personen.

2 Zum Zwecke der Harmonisierung der direkten Steu­
ern von Bund, Kantonen und Gemeinden erlässt der 
Bund auf dem Wege der Gesetzgebung einheitliche 
Vorschriften über die Steuerpflicht, den Steuergegen­
stand, die zeitliche Bemessung, das Verfahrensrecht 
sowie das Steuerstrafrecht; auf bestehende Harmo­
nisierungsmassnahmen der Kantone ist dabei ange­
messen Rücksicht zu nehmen.
3 Unter Vorbehalt der nachstehenden Einschränkun­
gen bestimmen die Kantone und die Gemeinden im 
Rahmen des kantonalen Rechts den Tarif ihrer direk­
ten Steuern (Abs. 1 Bst. a) selbst:
a. die allgemeinen Staats- und Gemeindesteuern vom 

Einkommen der natürlichen Personen betragen zu­
sammen mindestens:
21 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von 
100000 Franken;
27 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von 
200 000 Franken;
33,4 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von 
1 Million Franken.
Das zur Existenzsicherung notwendige Einkommen 
bleibt steuerfrei;

b. die allgemeinen Staats- und Gemeindesteuern vom 
Vermögen der natürlichen Personen betragen zu­
sammen mindestens:
0,7 Prozent bei einem Reinvermögen von 1 Million 
Franken ;

1 Prozent für den Teil des Reinvermögens, der 
1 Million Franken übersteigt.
Vermögen unter 100 000 Franken bleiben steuerfrei. 
Besonderen Verhältnissen nicht erwerbsfähiger 
Personen ist durch Erhöhung des Freibetrages an­
gemessen Rechnung zu tragen;

c. die Steuerbelastung der den Kantonen und Ge­
meinden zur Besteuerung überlassenen juristischen 
Personen (Abs. 1 Bst. a) richtet sich nach deren 
wirtschaftlichen Funktion und hat jener des Ein­
kommens und Vermögens der natürlichen Perso­
nen Rechnung zu tragen.

4 Für die direkte Bundessteuer vom Einkommen der 
natürlichen Personen (Abs. 1 Bst. b) gilt:

a. die Steuer beträgt mindestens:
6 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von 
100000 Franken;
10 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von 
200000 Franken;
14 Prozent bei einem steuerbaren Einkommen von
1 Million Franken.
Einkommen unter40000 Franken bleiben steuerfrei;

b. erreichen die allgemeinen Staats- und Gemeinde­
steuern vom Einkommen über 100 000 Franken der 
natürlichen Personen die in Absatz 3 Buchstabe a 
festgesetzten Mindestbelastungen nicht, so verfällt 
der Differenzbetrag dem Bund. Zu diesem Zwecke 
stellt der Bund einen Absatz 3 Buchstabe a ent­
sprechenden Normaltarif auf, an welchen die effek­
tiv erhobenen allgemeinen Staats- und Gemeinde­
steuern vom Einkommen angerechnet werden;

c. vom Rohertrag der Steuer gemäss Buchstabe a 
fallen drei Zehntel den Kantonen zu; wenigstens ein 
Sechstel davon sowie die Differenzbeträge gemäss 
Buchstabe b sind für den Finanzausgleich unter den 
Kantonen zu verwenden. Die Steuer und die Diffe­
renzbeträge werden für Rechnung des Bundes von 
den Kantonen erhoben.

s Für die direkte Bundessteuer vom Reinertrag, vom 
Kapital und von den Reserven der juristischen Per­
sonen (Abs. 1 Bst. c) gilt:
a. dieSteuerbeiastung richtet sich nach der wirtschaft­

lichen Funktion und hat jener des Einkommens und 
Vermögens der natürlichen Personen Rechnung zu 
tragen;

b. juristische Personen, welche die Bundesgesetz­
gebung besteuert oder steuerfrei erklärt, dürfen von 
den Kantonen und Gemeinden keiner gleichgearte­
ten Steuer unterstellt werden;

c. die Steuer wird für Rechnung des Bundes von den 
Kantonen erhoben. Jedem Kanton verbleiben dabei 
mindestens zwei Drittel vom Rohertrag der Steuer.

6 Die Einräumung ungerechtfertigter steuerlicher Ver­
günstigungen an einzelne Steuerpflichtige oder Grup­
pen von Steuerpflichtigen ist unzulässig.

7 Die Ausführung dieses Artikels ist Sache der Bun­
desgesetzgebung. Sie kann die in den Absätzen 1, 3 
und 4 genannten Frankenbeträge periodisch den Le­
benshaltungskosten anpassen.

II.
Artikel 8 der Übergangsbestimmungen der Bundes­
verfassung wird wie folgt geändert:

Artikel 8
1 Unter Vorbehalt der Änderungen durch Bundes­
gesetz im Rahmen von Artikel 41ter und 41quater 
bleiben mit den Änderungen nach den Absätzen 2-6 
hienach die im Zeitpunkt der Annahme von A rti­
kel 41quater durch Volk und Stände geltenden Be­
stimmungen über die folgenden Steuern in Kraft:

a.-c. unverändert.
2 Unverändert.

3 Der Bundesratsbeschluss über die Erhebung einer 
Wehrsteuer wird für die gemäss Absatz 4 zu bezeich­
nenden Steuerjahre wie folgt geändert:

a. unverändert;

b. für die Steuer vom Einkommen der natürlichen Per­
sonen gilt:
1. die Steuer wird gemäss den bis zum Zeitpunkt 

des Inkrafttretens (Abs. 4) dieses Absatzes gel­
tenden Vorschriften erhoben;

2. auf Einkommensteilen über 100 000 Franken wird 
eine Zuschlagsteuer von 10 Prozent erhoben. 
Diese ermässigt sich insoweit, als die allgemei­
nen Staats- und Gemeindesteuern vom Einkom­
men die Belastung übersteigen, die sich bei An­
wendung eines Artikel 41 quater Absatz 3 Buch­
stabe a entsprechenden Normaltarifes auf das 
nach Ziffer 1 ermittelte steuerbare Einkommen 
ergäbe;

c. für die Steuer der juristischen Personen gilt:
1. die Steuer wird gemäss den bis zum Zeitpunkt 

des Inkrafttretens (Abs. 4) dieses Absatzes gel­
tenden Vorschriften erhoben;

2. auf den Steuern vom Reinertrag, vom Kapital und 
von den Reserven wird ein Zuschlag von 50 Pro­
zent erhoben. Dieser Zuschlag ermässigt sich 
insoweit, als die entsprechenden Steuern von 
Bund, Kanton und Gemeinde zusammen 30 Pro­
zent des Reinertrages bzw. 0,8 Prozent des Kapi­
tals und der Reserven in der nach Ziffer 1 ermit­
telten Höhe übersteigen;

d. und e. unverändert;
f. aufgehoben.
4 Der Bundesrat setzt die Bestimmungen von Absatz 3 
auf den Beginn der nächstmöglichen Wehrsteuer­
periode in Kraft.
5 Der Bundesrat hat die Beschlüsse über die Waren­
umsatzsteuer und die Wehrsteuer den Änderungen 
in den Absätzen 2-4 anzupassen.
6 Der 1. Januar 1976 gilt als Bezugspunkt für die perio­
dische Anpassung der Frankenbeträge an die Lebens­
haltungskosten gemäss Artikel 41 quater Absatz 7.
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I I I .

Es treten ausser Kraft:

a. mit der Annahme der vorliegenden Initiative durch 
Volk und Stände:
Artikel 41ter Absatz 1 letzter Satz und Absatz 5 
Buchstabe c sowie Artikel 42quater der Bundes­
verfassung;

b. mit dem Inkrafttreten von Artikel 8 Absatz 3 der 
Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung: 
die auf die direkte Bundessteuer Bezug nehmenden 
Bestimmungen von Artikel 41ter der Bundesver­
fassung;

c. mit dem Inkrafttreten der in Artikel 41 quater Ab­
sätze 4 und 5 der Bundesverfassung vorgesehenen 
Ausführungsgesetzefürdiedirekten Bundessteuern 
vom Einkommen der natürlichen Personen sowie 
vom Reinertrag, vom Kapital und von den Reserven 
der juristischen Personen:
die entsprechenden, auf die Wehrsteuer Bezug 
nehmenden Bestimmungen von Artikel 8 der Über­
gangsbestimmungen der Bundesverfassung.
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T A B E L L E  1

D ie  M in d e s t s t e u e r s ä t z e  d e r  R e ic h t u m s t e u e r - In i t ia t iv e  d e r  S P S

S t e u e r b a r e s
E in k o m m e n

S t e u e r s ä t z e

B und K a n to n in s g e s a m t

F r . % % %

E x i s t e n z m in im u m - - -

4 0 ’OOO - n ic h t  f e s t ­ n ich t  f e s t ­
g e le g t g e le g t

1 0 0 '0 0 0 6 21 27
2 0 0 *0 0 0 10 27 37
5 0 0 '0 0 0 13 31 ,8 4 4 ,8

1* 0 0 0 ' 0 0 0 14 3 3 , 4 4 7 , 4

E in k o m m e n s te i le M a r g in a le S te u e rb e la s t u n g in  P ro z e n te n

ü b e r  1 0 0 '0 0 0 14 33 47
ü b e r  2 0 0 '0 0 0 15 3 5 50

R e in v e r m ö g e n S t e u e r s ä t z e  in  P ro z e n te n

u n te r  1 0 0 '0 0 0 - - -

1 ' 0 0 0 ’ 000 - 0 , 7 -
2 ’0 0 0 ’000 -

10CDO

-
5 '0 0 0 ’000 - 0 , 9 4 -
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T A B E L L E  3

Natürliche Personen: Belastung mit Einkommenssteuern 1976
13

Verheirateter ohne Kinder
Kantons- und Gemeindesteuern in Prozenten

10*000.- 20'000/ 3 0'000.- 50»000- 100'000/ 200*000/ 500*000.-
Schweiz. Mittel: 
Geltendes Recht 
Reichtumsteuer ̂
Höchste Gemeinde: 
Mümliswil (SO) 
Nendaz (VS) 
Fischingen (TG) 
Wald (ZH)
Tiefste Gemeinde: 
Basel-Land 
Uitikon (ZH) 
Hergiswil (NW) 
Altdorf (ÜR)
Kantone:
Z ü r i c h .......................
B e r n ............................
L u z e r n .......................
U r i ............................
S c h w y z .......................
O b w a ld e n ...................
N idw alden . . . .
G larus .......................
Z u g ..............
F r e i b u r g ...................
S o lo th u rn ...................
B asel-S tad t . . . .  
B asel-L and . . . .  
SchafThausen . . .
Appenzell A .-Rh.
Appenzell I.*R h. . .
S t. G a l le n ...................
G raubünden  . . . .
A a r g a u .......................
T h u re au  ...................
T e s s i n .......................
W a a d t .......................
W a l l i s .......................
N euenburg  . . . .
G e n f ............................

2,33
0

5,77

0

1.45
3.05 
3,39 
4,52
1.46 
4 ,00 
2 ,83 
1,36
1.89 
4 J 9
3.47
2 .65

3,51
2.95
3.46
1.65
1.47
2.58
2.58 
1,98
1.89 
4,02
3 .06
2 .95

6.83
5.50

11,95

3,94

4,90
7,40
8 .15
7.51 
6 ,10
7.31 
5,42 
5,09 
5,55 
8 .85
9.15 
6,89
5.80 
8,28 
7.63
7.11
6.81
4.84
6.31 
7.80
5.83
8.12 
8,39
8.84
8.15

10,04
10,00

15,89

6,16

7,68
10,56
11,06
9,28
9,62

10,69
7,67
8,73
8,47

11.62
13,04
10,60
8,66

11,26
10.64
10,27
9,70
7,91
9,26

11.17
9,33

10,95
12,36
12,75
12,91

14,95
15,10

20,86

9,32

13.69 
14,82 
15,15 
11,26
14.55 
13,25 
10,98 
14,49
12.30 
15.58 
17,12 
17,86 
12,72 
16,00 
14,09 
13,19 
14,06
12.31 
14,47 
15.77 
13,93
14.70 
17,96
17.56 
17,90

21,34
22,36

29,70

12,25

21,65 
21,60 
20,50
12.94 
19.62 
18,12 
14,43
19.52 
16,60 
20.00
21.53 
24,74 
18,31 
21,77 
17.71 
17,34 
22,15
17.27 
21,14 
23.98 
19,81 
19,90
21.28
22.94 
23,37

25,55
27,69

34,38

12,88

29.17 
26,21 
23,32 
13,24 
20.52 
18,89 
15,85 
22,87 
18,39 
21*69 
24,51
25.45 
21,62 
24,59 
18.68
22.46
23.76
20.46
25.50
27.77 
24,03
24.17
21.50 
28,08 
27,15

28,33
31,02

37,83

13,08

34.11 
29,76 
24,67 
13,42 
21.07
19.25 
16,21
24.12 
18,97
22.26 
25,06
25.63 
26,36 
25,25
18.95
22.96
25.55 
23,05
28.55 
30.27 
27,10 
25,32
21.63
28.55 
31,41

Quelle : Steuerbelastung in der Schweiz 1976, Computertabellen
1) Tarifmodell gemäss Initiativtextj das für die Kantone insgesamt den 

gleichen Ertrag ergibt wie das geltende Recht:
bis 5'000.- Einkommen = 0 Eink.teile über 20'000 = 25 %
Einkommensteile über 5'000 = 10 % Steuer » » ifO'OOO = 30 %

" " 101000 s= 15 % " » » 70'000 = 33 %
" " 15'000 = 20 % " » » lOO'OOO = 35 %

2) Mittlere gewogene Belastung der Indexgemeinden (mit Berücksichtigung 
teuerungsbedingter Veränderungen des Einkommens)
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Natürliche Personen: Belastung mit Vermögenssteuern 1976

15

Verheirateter ohne Kinder

Kantons- und Gemeindesteuern in Promille

20'000 30' 000 lOO'OOO 200'000 1/2 Mio 1 Mio 5 Mio

Schweiz. Mittel:

nach geltendem Recht 0,49 1, 52 2,13 3,24 4,74 5,93 7,52

nach Reichtumsteuer^ - - - 3,89 6,22 7,00 9,40

Höchste Gemeinde:

Silenen (UR) 9,20 9,33 9,83 10,45 11,33 12,20 12,20

Tiefste Gemeinde: -i)

Pitikon (ZH) - - - 1,07 2,34

Hergiswil (NW) 3,36 3,38

Kantone : ^

Zürich _ _ 1,33 2,93 4,26 7,23
Bern - 2,33 3,19 3,62 4,69 5,65 7,40
Luzern 1 , 6 0 4,47 5,«3 5,90 6,42 6,85 6 ,S0
Uri 7,63 7,76 8,26 8,88 9,76 10,63 10,63
Schwyz - 2,82 ,23 4,93 5,36 5,50 5,61
Obwalden 3,73 3,73 3,73 i),66 4,66 4,66 14,66
Nidwalden 2,00 3,20 3,60 3 , 80 3,92 3,96 3,99
Glarus 2,58 'l ,39 5,19 5 , 80 6,32 6,38 6,41)
Zug - 1,53 2 , 8 0 3,95. 4,64 5,48 6,19
Fribourg 2,IM 3,21 4 ,28 r: ^ L JL 7,4?
Solothurn 2,25 3,60 4 ,64 5,68 7,40 8,03 8,53
Basel-Stadt - 2 , 1 6 3,33 4,67 6,62 8,11 9,00
Basel-Land - - - 1,68 4,58 7,00 7,93
Schaffhausen - - 1,35 2,37 4,60 7,03 7,50
Appenzell A .Rh 1,17 3,28 3,98 4,33 5,00 5.54 5,6.0
Appenzell I  .Rh 2,39 3,^9 4,63 5,97 5,03 6,07
S t . Gallen 1,93 3,68 4 ,26 5,26 5,53 6,21 6,43
Graubünden 2,28 2,48 2 ,82 3,49 5,29 7,87 10,55
Aargau - - 0,86 2,74 4,74 6,42 7,93
Thurgau - 3,05 4,07 4.58 4,88 5 , 8 0 6,76
Tessin - 0,74 1,21 2,14 3,44 4,58 4,6H
Vaud 0,59 1,66 2,91 4 ,!J2 6 , 1 8 7 , 1 8 7,99
Valais 3,10 3,99 4,87 5,76 7,31 8,64 8,86
Neuchâtel 0,51 1 , 1 6 2,32 3,79 6,29 6,66 6,82
Genève - - - 1 , 7 2 3,95 5 , 6 0 9,06

Quelle: Steuerbelastung in der Schweiz 1976

1) Tarifmodell gemäss Initiativtext: keine Steuer bis lOO'OOO.-
Vermögensteile über lOO'OOO.- 0,778 % 
Vermögensteile über 1 Mio. 1 %

2) Keine Steuer in den Kantonen ZH BE SZ ZG BS BL SH AI AG TG TI GE.

3) Keine Steuer in den Kantonen ZH BL SH AG GE.

4) Keine Steuer in den Kantonen ZH BL GE.

5) Mittlere gewogene Belastung der Indexgemeinden.
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Juristische Personen 16

(AG mit 1 Mio. Kapital und Reserven) 
Belastung mit Kapital- und Reinertragssteuern - 1976 
Gemeinde-, Kantons- und Bundessteuern insgesamt
ln » des Kapitals resp. Reinertrages

Kapitalsteuer Steuer bei 
ohne Rendite 5 % Rendite 
(1 Mio Kapital) (50000 RE)

Steuern bei 
10 % Rendite 
(100000 RE) ,

Steuern bei 
20 % Rendite 
(200000 RE)

Steuern bei 
50 % Rendite 
(500000 RE)

Schweiz. Mittel 0,64 24,62 24,53 3 0 ,5 0 3 1 , 0 3

Reichtumsteuer
Zweistufentarif 
Proportionaltarif

0,8
0,8

23,64
35,38

25,35
29,24

29 ,32
26,16

3 1 , 7 3
2 4 ,3 1

Hohe Gemeinden
Kerns (0V/) 
Langnau (BE) 
Wald (ZH)

1,05 35,51
39,81

41,03 40,78
Tiefe Gemeinden
Uitikon (ZH) 
Appenzell (AI) 
Hergiswil (nW)

0,41 18,58
18,96

2 4 ,1 8 23,81
Kantonshauptorte
Zürich
Bern
Luzern
Altdorf
Schwyz

0,1)8
0,82
0,51
0,92
0,62

21,7*4
3 1 ,1 2
22,98
30,52
26,77

24,26
35,90
22,29
25,84
25,14

3 8 ,0 1
33,93
29,66
27,19
28,30

37,82
32,75
31,36
25,57
27,68

Sarnen
Stans
Glarus
Zug
Freiburg

0,97
0,49
0,97
0,1414
0,71

33,01
27,37
29,97
19,99
22,91

31,08
2 6 ,1 1
25.98 
20,57
20.99

28.63 
26,52
28.64 
25,20 
26,48

26,91
26,05
27,47
24.86
25.86

Solothurn
Basel
Liestal
Schaffhausen
Herisau

0,68
0,73
0,93
0 ,6 0
0,71

26,84
26,03
29,30 
23,91 
33,14

2 8 ,3 0
23,48
23,26
28,00
29,68

35,40
26,58
25,98
34,30
28,86

34,92
27,44
29,25
33,70
27,85

Appenzell 
St. Gallen 
Chur 
Aarau
Frauenfeld

0,51
0,77
0,86
0 ,8 1
0,66

21,92
27,83
34,78
29,16
24,18

18,96
24,30
31,89
25,55
22,32

24 ,99 
24,67 
31,77 
26,31 
31,94

25,35
27,45
3 2 ,2 0
26,41
31,14

Bellinzona
Lausanne
Sitten
lieuenburg
Genf

0,70 
0,56 
0,76 
0,76 
0,54

24,88 
21,55 
24 ,27 
30,93 
21,09

24,73
21,59
24,37
28,66
20.86

35,30
28,40
31.32
31.32 
27,53

34,47 
28,25 
3 0,2H 
32,45 
32,01

Quelle: Steuerbelastung in der Schweiz 1976 *) Reinertrag
1) Kapitalsteuer 0 , 8  %, Reinertragssteuer 10 % + 40 % Zuschlag auf dem Teil des Rein­

ertrages, der 5 % Rendite obersteigt.
2) Kapitalsteuer 0 , 8  %, Reinertrag 30 % (Uebergangsbestimmungen Reichtumssteuer,)

T A B E L L E  6
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Natürliche Personen  
(Uebergangsbestimmungen)

Ausw irkungen des Zusch lags von max. 10% auf Einkom m ensteilen über 100'000 
Franken bei der W ehrsteuer fü r einen V erhe ira teten , unselbständig Erw erbenden, 
ohne K in d er.

Kantonshaupt­
orte

Kantons- und Ge­
meindesteuern 1 ) 

1976

Zuschläge zur 
Wehrsteuer 2)

Steuerbelastung durch 
Kanton u. Gemeinden in %

ohne Zuschlag mit Zuschlag

Bruttoeinkommen 150 000 Fr (=137'000 fr steuerbares Einkommen) 3)

Zürich 3 2 '9 5 4 .— 2 5 6 .— 21 .97 2 2 .1 4

B e r n 35'831 . — - 23 .89 23 .89
Altdorf 19 '166; — 3 '7 0 0 .— 12.78 1 5 .24

Basel 3 3 '6 6 0 .— - 2 2 .4 4 2 2 .4 4
L a usanne 36 '213 . — - 24. 14 2 4 .1 4
G e n è v e 3 2 '9 4 0 .— 2 7 0 .— 21 .96 2 2 .1 4

Bruttoeinkommen 200 '000 fr(=184*500 frsteuerbares Einkommen) 4)

Zürich 4 9 '4 4 2 .— - 2 4 .72 2 4 .72
B e r n 50 f9 3 6 .— - 2 5 .47 2 5 .47
Altdorf 2 5 '7 6 9 .— 8f 4 5 0 .— 12 .88 17.11
Basel 4 5 '0 5 6 .— 3 '8 2 9 .— 2 2 .5 3 2 4 .4 4
L ausanne 52' 1 0 7 .— - 2 6 .0 5 2 6 .0 5
G e n è v e 46* 6 2 2 .— 2 ’ 2 6 3 .— 23.31 2 4 .4 4

Bruttoeinkommen 500 '000 fr(= 469'500 frsteuerbares Einkommen) 5)

Zürich 148*365.— - 2 9 .67 29 .67
B e r n 144*184.— 4' 1 4 1 .— 2 8 .8 4 2 9 .6 6
Altdorf 6 5 '3 8 4 .— 3 6 '950 . — 13. 08 2 0 .47
Basel 1 13' 429 . — 34 '896 . — 22 .69 2 9 .6 6
Lau s a n n e 132' 0 7 6 .— 1 6 '249  . — 2 6 .42 2 9 .66
G e n è v e 1 3 5 M 5 6 .— 1 3 ’ 1 6 9 .— 2 7 .03 2 9 .66

1) Quelle: Steuerbelastung in d er Schw eiz 1976, T a b . 1a und Com putertabelle
2) Zuschläge gemäss A r t .  8 Ueb -  B V
3) Belastung gemäss N o rm a lta rif (Botschaft 24.3.1976): F r .  3 3 '210 .-
4) Belastung gemäss N o rm a lta rif (Botschaft 24.3.1976): F r .  48*885.-
5) Belastung gemäss N o rm a lta rif (Botschaft 24.3.1976): F r .  148'325.-
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Juristische Personen ( U e b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n )

Auswirkungen der Zuschläge zur Wehrsteuer gemäss Art. 8 UeBBV 

bei Aktiengesellschaften mit 1 Million Franken Kapital

Gemeinden

Steuerb. Kapital 
bzw .steuert.Rein­
ertrag WSt 1)2) 

F r .

Kantons- und 
Gemeindesteuern 

1976 
F r .

Ylehrsteuer 2) 

1976 

F r .

Zuschlag auf der 
Wehrsteuer 
(max, 50Î)

F r .

Zusammen ^

F r. % 4)

1 Mio Franken Kapital

Zürich 1 û û û  ÛÛO 4 o J J  . - â l £ .  ~ 4 J 1 .5 û 5 Z . t ô .S û o , L l

Langnau i .E . J ÛÛÛ ÛÛÛ & 3Z2 ). - 8 1 5 . - - 3  J  + 8 . ~ û J9.J

Hergiswi1 J ÛÛÛ ÛÛÛ 3  5 7û . - 2 1 5 . - i n .  h o 4 à o 7 .5 o o ,4 8
Zug J û û û  o& a 2> £Ll.  - a i £ .  - 4 J 1 . 5 o 4 7 3 3 .5 û 0 ,4 2

La Chaux-de-Fonds J OQO ÛÛÛ L3ù>û. - 8 1 5 . - 1 J 5 .  " 8 o û û .  -

50 000 Franken Reinertrag 5)

Zürich 33  J û û a j 3 .  - 1 i ) 3 .  - 7 û 3 .b o L l i i . S o J * x l 4

Langnau i .E . 3 1  ?o<3 L>S3lo. - J J 8  7. - 5 3 3 .  £ û S  7 J k .5 o ZU'Ll»
Hergiswi 1 2» 7 8 o o L 456 ). ~ J 372 .. - £>2k. - 8 £ J 4 . - 1 1 ,5 1
Zug ■lo ÛÛÛ i j f i f .  - J 452 .. - 7Z& . - £ ,3 3 3 . ~ J 5  A 3

La Chaux-de-Fonds 3 4  l o a L>774 .  - J l 4 J .  - £>Zo . 5o 8 k 3 5 . 5 o 1 5 ,1 5

5)
100 000 Franken Reinertrag

Zürich 75 7 o o J£  2 7 7 .  - 4 o i 4 .  - Z o Z Z . - 1 J  4 4 3 . - . 2 ,3 3

Langnau i .E . lo o  T.OCS 17  7 4 3 . - Z .3 J 2 . “ - -
Hergiswi1 7Id £0O J4  3 3 4 . - 4 J û 2 . - Z û S J .  - Z J J 4 7. - 1 7 , U
Zug i S  4 o o JJ  8 7 Z . - 4 3 J 1 .  - U 5 £> . - J2 3 4 û .  ~ 23  ) û

La Chaux-de-Fcnds l a  2ÛÛ )7  L,7&. - 3&>8£. - 1J 3£>£,. “ 3 û ' j a

150 000 Franken Reinertrag ^

Zürich J o 3  4 ö ü 2)4 5 3 3 . “ 7 J 2 7 . " — dj i &Iù. ~ 4o ,4<

Langnau i .E . 3 3  3 o o 4-J Zoj4. - 5 3 & £ . " - 47  £ 7 3 .  - 5  J û û

Hergiswi1 J J 3  3 o o 13  1 û 5. - 2 4 5 2 . - L h o  7 . ~ 2)4 J 7 0 . -

Zug J J L 4oo Z + 3 3 J .  - 8  U iL .  ~ 5 J 3 .  ~ 3 3 1  L o .  ~ 3 û , û û

La Chaux-de-Fords i û  4 2 û O 3 o  “ 7 3 5 7 . - 3 7  4 1 4 . - 35 ,71

200 000 Franken Reinertrag ^

Zürich i l i ÛÛO &J 5 o 3 . — _ 7 )  J 8 3 .  ~ 57  + 4

Langnau i .E . i l i  5 ûû 5 5  4 & k .- â& tol.  ~ - t*5 3 4 8 . - S L f ì l
Hergiswi1 J b J  Uoa 3 o  3 4 û . - 13 o Z o . " 1 5  l o .  — 4S i l8 û . - 30 ,00
Zug J 4.3 k o o 2)3 Z .4Z .. - J 1  7 7 8 . ~ - 4(û o Z û . - 3o ,7 4
La Chaux-de-For.ds l 3 L 3 o û 4 4  k Ô 3 . - J J 1 G & .~ 5 5  8 5 J .  - 4(5^8

1) Nach Abzug der bezahlten Steuern.

? ) Quelle: Steuerbelastunq in der Schweiz 1976 und entsprechende zusätzliche Berechnungen.
3) Mi ni «a lbe1 as tung ge*. A rt . 8 UeBBV: Kapitalsteuer ■* 0 ,8? vom steuerbaren Kap ita l;

Reinertragsteuer « 30 $ vom steuerbaren Reinertrag. 
0  In Prozent des steuerbaren Kap ita ls bzw. steuerbaren Reinertrags.

5) Reinertrag vor Abzuc der Steuern.
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Reichtumsteuer initiative Zusammenfassung

Ertraqsvergleich in Mio fr 1)

1 .  B U N D

Wehrsteuer/Direkte Bundessteuer

Natürliche Personen Wehrsteuer Erträge nach Initiative (direkte Bundesst.)
Geltender Tarif Tarifmodell
(Recht 1975)

Brutto 995 815
Bund 695 570
Kantone (300) (245)

Juristische Personen Zweistufentarif Proportionaltarif
(gem.Schweiz. (gem.Uebergangsbe
Durchschnittsbe- Stimmungen der In
belastung für AG tiative)

Brutto 750 3'740 3'200
Bund 525 1 1 245 1 ' 065
Kantone (225) (2 ' 495) (2'135)

Total
Brutto 1 ' 745 4' 555 4 '015
Bund 11 220 1 1815(+595) 1'635(+415)

Kantone (525) (2’740) (2'380)

2. Kantone insgesamt 

Kantons- und Gemeindesteuern

Natürliche Personen Tatsächliche Er­ Erträge nach Initiative
träge jzf 1971/72 Tarifmode11

Einkommenssteuern 6 ' 915 2) 6'900 3)
Vermögenssteuern 820 840

7 1 735 7'740

Juristische Personen Zweistufentarif Proportionaltari

Ertrags- und Kapital­
steuern 2 1065 2) 2 ' 495 2 ' 135

Total 9' 800 4) 10'235(+435) 9 1875 (+75)

1) Berechnungsgrundlage:Statistik Wehrsteuer 16. Periode (1971/72) bzw.Vermögensstat.1969
2) Inkl. Kantonsanteile an der Wehrsteuer (geltender Tarif,Basis Statistik 16. Periode?

NP = 300 Mio fr, JP = 225 Mio fr
3) Inkl. Kantonsanteile an der direkten Bundessteuer gem.Tarifmodell zur Reichtumsteuer
4) Inbegriffen Kirchensteuern (£f 1971/72 = 390 Mio fr.) Mio ff)
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S t e u e r n ,  A b g a b e n  und  S o z ia l v e r s ic h e r u n g s b e i t r ä g e  in  P ro z e n te n  

d e s  N a t io n a lp ro d u k t s  197 4

1. D ä n e m a r k 4 6 , 7

2. N o rw e g e n 4 5 ,3

3. H o lla n d 4 5 , 2

4. S c h w e d e n 4 4 , 2

5. L u x e m b u r g 4 0 ,8

6. O e s t e r r e ic h 3 8 ,1

7. B e lg ie n 3 8 ,1

8. B u n d e s r e p u b l ik  D e u tsc h la n d 3 7 , 6

9 . F r a n k r e ic h 3 7 , 5

10. F in n la n d 3 6 , 3

11 . E n g la n d 3 5 , 6

12. K a n a d a 3 4 , 8

13. N e u se e la n d 3 2 , 7

14. Ir la n d 3 2 , 4

15. Ita lie n 31 ,9

16. U S A 2 8 ,9

17. A u s t r a l  ien 2 7 , 2

18. S c h w e iz 2 6 , 2

19. G r ie c h e n la n d 2 2 , 4

20. P o r t u g a l 2 2 , 3

21 . Jap an 2 2 , 2

22 . S p a n ie n 1 8 ,8

Q u e lle :  S t a t i s t iq u e s  de re c e t te s  p u b l iq u e s  d e s  P a y s  m e m b re s  de 
l ’O C D E  1 9 6 5 -1 9 7 4

Unterlagen der Eidg. Steuerverwaltung 
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Einkommen

Belastung durch die Einkommenssteuer 1975 
Verheirateter, unselbständig erwerbender P f lic h t ig e r,  ohne Kinder (A lle inverdiener)

Erwerbseinkommen in sFr.

Land 30 000 50 000 100 000 200 000 500 C00

Belastung in Prozent des Erwerbseinkomraensa)

Schweiz

Zürich
Bern
Basel

7 ,4
10 ,4

8 ,9

12 ,6
15 ,9
16 ,1

23,2 
26 ,1  
26 ,6

3 3 ,8
3 4 ,3
3 1 ,5

4 0 , ?
39 ,8
33 ,6

Hergisv/il NW 
Reichenbach BE

7 ,2
13 ,2

11 ,2
19 ,9

17 ,5
32 ,0

22 .4
4 1 .5

24 ,5
4 3 ,0

Rei ch turnst euer- 
initiative c' * * 25,2 35 ,6 43 ,8

Belgien (B ru xe lle s )^ 17,2 24,7 37,7 49,9 60,7
Deutschland 13,3 19,5 31,2 41,3 50,1
Frankreich 8,4 14,8 22,7 31,1 41,6
Grossbritannien

liollande)

It a l ie n ^

24,0 28,2 43,6 61,7 74,5
8,5

14,0

19,8

19,7

39.4

26.5

54,3

32,9

64,3

40,7
Oesterreich 20,0 29,7 42,9 50,9 57,4
Schweden (Stockholm)9  ̂

USA (New York)h)
31,6 44,4 59,7 69,8 75,9
14,6 19,7 31,4 44,6 58,9

h \  '’eweill' 9e Landeswährung umgerechnete Beträge
\ ™ e ^fteUer’ Staats" und Gemeindesteuer sowie Kirchensteuer zusammen

Ab5aI e V4 e bei der Wehrsteuer, Kirchen- 
c. ? * -ozent Staats- una Gemeindesteuern.

s t e ü e r b lr ^ F in k 16 Staatl.i ^he Einkommenssteuer (ohne Zuschläge) darf 50 % des 
steueroaien Einkommens nicht ubersteigen

B O ^ d e s^ tp n ó  h^6 Ge? ™ u * ,aStun9 durch d’e Einkommens- und Vermögenssteuer darf BU % des steuerbaren Einkommens nicht Ubersteigen

A rb e it 'V a llpn  ih Ch lot;ale Einkommenssteuer; Einkünfte aus unselbständiger A roe it fa llen  aber nicht unter diese Steuer

9 S ta a t^ n c V rn 'v n i^ 0 ^ ^ - b e la s t u n g  durch die Einkommens- und Vermögenssteuer von 
U b e r s -  ??'"' -uC1 steuerbarem Einkommen b is 200 000 s.K r. 80 2 nicht 

h) Steuern L S  !C le über 200 C0° s ' K r ' beträgt das Maximum 85 %

ste u rrh ir ln  f C' Bun« s -  Einkommenssteuer darf die Belastung 50 % des 
Steuerbaien Einkommens nicht übersteigen



Der Dividentner

Der Speckulant


